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Besucheranschrift: An der Kürassierkaserne 9 
17309 Pasewalk 
Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz 
Technische Bauaufsicht/Bauplanung Sachgebiet: 

Auskunft erteilt: 
Zimmer: 
Telefon: 
Telefax: 
E-Mail: 
beBPo: 

Frau Kügler 
314 
03834 8760-3141 
03834 8760-93141 
petra.kuegler@kreis-vg.de 
Landkreis Vorpommern-Greifswald 
- Zentrale Poststelle - 

Sprechzeiten 
Di: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr 
Do: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr 
Mo, Mi, Fr nach Vereinbarung 

Aktenzeichen: 01976-24-44 Datum: 25.07.2024 

Grundstück: 

Lagedaten: 

Vorhaben: 

Pasewalk,~ 

Gemarkung Pasewalk, Flur 25, Flurstück 3/7 

18. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Pasewalk 
hier: Beteiligung Träger öffentl. Belange nach§ 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 1971-2024 

Komplexstellungnahme des Landkreises Vorpommern-Greifswald als Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
hier: 18. Anderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Pasewalk 

Grundlage für die Erarbeitung der Gesamtstellungnahme bildeten folgende Unterlagen: 
- Ihr Anschreiben vom (Eingangsdatum 11.06.2024) 
- Entwurf des FNP vom 
- Entwurf der Begründung mit Umweltbericht vom 
- Fachgutachten vom 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gern. § 4 Abs. 1 BauGB haben die 
Fachämter des Landkreises Vorpommern-Greifswald den vorgelegten Entwurf der o.g. Satzung 
der Stadt Pasewalk begutachtet. 
Ich möchte Sie bitten, die Hinweise, Ergänzungen und Auflagen der einzelnen Sachgebiete (SG) 
bei der weiteren Bearbeitung zu berücksichtigen. 
Sollten Sie Nachfragen oder Einwände zu den einzelnen Stellungnahmen haben, wenden Sie sich 
bitte an die jeweiligen Bearbeiter. 

1. Ordnungsamt 
1 .1 SG Brand- und Katastrophenschutz 
1.1.1 Katastrophenschutz 

Bearbeiterin: Frau Rünzel; Tel.: 03834 8760 2895 

Die untere Katastrophenschutzbehörde äußert sich zum Vorhaben wie folgt: 

• Kampfmittel 

Landkreis Vorpommern-Greifswald 
Hausanschrift 
Feldstraße 85 a 
17 489 Greifswald 

Postanschrift 
Postfach 11 32 
17 464 Greifswald 

Bankverbindungen 
Sparkasse Vorpommern 
IBAN: DE96 1505 0500 0000 0001 91 
BIC: NOLADE21GRW 

Telefon: 03834 8760-0 
Telefax: 03834 8760-9000 

Internet: www.kreis-vq.de 
E-Mail: posteingang@kreis-vg.de 

Sparkasse Uecker-Randow 
IBAN: DE81 1505 0400 3110 0000 58 
BIC: NOLADE21 PSW 

Gläubiger-Identifikationsnummer 
DE 11 ZZZ00000202986 
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Auf der Grundlage des§ 3 Absatz 1 Nr. 2 i.V.m. § 2 Absatz 1 und § 4 SOG M-V sowie§ 57 
i.V.m. 
§ 58 LBauO M-V teile ich Ihnen mit, dass im Kampfmittelkataster des Landes Mecklenburg­ 
Vorpommern Eintragungen zu einer Kampfmittelbelastung im Bereich des 
Flächennutzungsplanes Gemarkung Pasewalk, Flur 25, Flurstück 3/7 vorhanden sind. 

Das Flurstück 3/7 liegt innerhalb von Flächen, welche im Kampfmittelkataster des 
Munitionsbergungsdienstes M-V (MBD M-V) mit der Katasternummer und der Bezeichnung 
erfasst sind: 

Angaben im Kampfmittelkataster des Landes M-V 
Reg.-Nr. Name Art 

354 Pasewalk - Kirchenwald Kat. 3 - Kampfmittelbelastung dokumentiert - 
ggf. Handlungsbedarf 

46 Pasewalk - Süd Kat. 3 - Kampfmittelbelastung dokumentiert - 
ggf. Handlungsbedarf 

Im Fall eines Munitionsverdachtes, wenden Sie sich bitte unter Angabe der Katasternummer 
und der Bezeichnung der Fläche an den MBD M-V und beauftragen diesen mit einer 
weiterführenden Prüfung. Bitte fügen Sie dem Auftrag an das Landesamt für zentrale 
Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz Mecklenburg­ 
Vorpommern (LPBK), Munitionsbergungsdienst M-V, Graf-Yorck-Straße 6, 19061 Schwerin, 
mein Schreiben bei. 
Die erforderlichen Erläuterungen und Formulare finden unter dem Link: http://www.brand­ 
kats-mv.de/Munitionsbergung/Gefahrenerkundung-und-%E2%80%93bewertung%2c­ 
Luftbildauswertung/Kampfmittelbelastungsausk%C3%BCnfte/ 

Die Prüfung umfasst weitergehende Recherchen in den Unterlagen des MBD (historische 
Erkundungen), eine Luftbilddetailauswertung von vorhandenen Kriegs- und 
Vermessungsaufnahmen, die Erarbeitung einer Kampfmittelräumstrategie und ggf. eine 
technische Erkundung vor Ort. 
Erhärtet sich der Kampfmittelverdacht werden die Mitarbeiter des MBD M-V mit Ihnen 
zusammen alle weiteren Maßnahmen einer vorsorglichen Sondierung und 
Kampfmittelräumung planen sowie die fachgerechte Durchführung der Arbeiten überwachen. 

Der Umgang mit Kampfmitteln ist gemäß § 2 Abs. 1 Kampfmittelverordnung Mecklenburg - 
Vorpommern nur dem MBD bzw. einer durch diese beauftragte Stelle gestattet. Wird eine 
andere Stelle durch den Munitionsbergungsdienst mit dem Sondieren und Bergen von 
Kampfmitteln beauftragt, so obliegt die Fachaufsicht dem MBD M-V. 

Sollten im Verlauf der Umsetzung des Vorhabens trotz Freigabe durch den 
Munitionsbergungsdienst M-V wider Erwarten Kampfmittel bei Arbeiten entdeckt werden, so 
sind die Arbeiten einzustellen, der Fundort zu räumen und abzusperren. Nachfolgend hat die 
Meldung über den Notruf der Polizei oder die nächste Polizeidienststelle an den 
Munitionsbergungsdienst M-V zu erfolgen. Gemäß § 5 Abs. 1 Kampfmittelverordnung M-V ist 
die Fundstelle der örtlichen Ordnungsbehörde beim zuständigen Amt unverzüglich 
anzuzeigen. 

• Hochwassergefährdung 
Für den angrenzenden Bereich des Vorhabend liegen keine Informationen zur 
Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie mit den Ergebnissen und Darstellungen 
Hochwassergefahren- und -risikokarte, potentielle Überflutungsflächen und Risikogebiete 
des Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern vor. 
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• Sonstige Risiken oder Gefahren 
Sonstige Risiken oder Gefahren sind der unteren Katastrophenschutzbehörde zurzeit nicht 
bekannt. 

2. Straßenverkehrsamt 
2.1 SG Verkehrsstelle 

Bearbeiter: Herr Guderjan; Tel.: 03834 8760 3635 

Aus der Sicht des Straßenverkehrsamtes (Verkehrsstelle) als untere 
Verkehrsbehörde gibt es keine Einwände. 

3. Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz 
3.1 SG Technische Bauaufsicht/Bauplanung 
3.1.1 Team Bauplanung 

Bearbeiterin: Frau Kügler; Tel.: 03834 8760 3141 

Die im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gern. § 4 Abs. 1 BauGB 
vorgelegten Unterlagen wurden hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den Vorschriften des 
BauGB und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften geprüft. 
Die städtebaulichen Planungsziele, welche mit der Aufstellung des Änderung des 
Flächennutzungsplanes angestrebt werden, sind nachvollziehbar und werden mitgetragen. 

Anregungen und Bedenken bestehen zum derzeitigen Planungsstand nicht. 

Hinweis: 
1. Die aktuelle vollständige Zitierung des Baugesetzbuches sowie der Baunutzungsverordnung 

und der Planzeichenverordnung ist auf den Planunterlagen anzugebenden. Ich bitte, dies im 
weiteren Verfahren zu beachten. 

3.2 SG Rechtl. Bauaufsicht/Denkmalschutz 
3.2.1 Team Denkmalschutz 

Bearbeiterin: Frau Schwebs; Tel.: 03834 8760 3147 
1. Baudenkmalschutz 

Durch das Vorhaben werden Belange des Baudenkmalschutzes nicht berührt. 

2. Bodendenkmalschutz 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bodendenkmale bekannt. 

Aus archäologischer Sicht sind im Geltungsbereich der o.g. Planung Funde möglich, daher 
sind folgende Regelungen als Maßnahmen zur Sicherung von Bodendenkmalen in den 
Plan und für die Bauausführung zu übernehmen: 

Wenn während der Erdarbeiten (Grabungen, Ausschachtungen, Kellererweiterungen, 
Abbrüche usw.) Befunde wie Mauern, Mauerreste, Fundamente, verschüttete Gewölbe, 
Verfüllungen von Gräben, Brunnenschächte, verfüllte Latrinen- und Abfallgruben, gemauerte 
Fluchtgänge und Erdverfärbungen (Hinweise auf verfüllte Gruben, Gräben, Pfostenlöcher, 
Brandstellen oder Gräber) oder auch Funde wie Keramik, Glas, Münzen, Urnenscherben, 
Steinsetzungen, Hölzer, Holzkonstruktionen, Knochen, Skelettreste, Schmuck, 
Gerätschaften aller Art (Spielsteine, Kämme, Fibeln, Schlüssel, Besteck) zum Vorschein 
kommen, sind diese gern. § 11 Abs. 1 u. 2 DSchG M-V unverzüglich der unteren 
Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V 
für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die 
den Wert des Gegenstandes erkennen. 
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Der Fund und die Fundstelle sind gern. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in unverändertem Zustand 
zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei 
schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann 
die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgemäße Untersuchung oder 
die Bergung des Denkmals dies erfordert. 
Aufgefundene Gegenstände sind dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege zu 
übergeben. 

3. Hinweis 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 
Nr. 6 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V) das Landesamt für 
Kultur und Denkmalpflege zu beteiligen ist. 

Anschrift: Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Dornhof 4-5, 19055 Schwerin 
Tel.: 0385 58879 111 

3.3 SG Naturschutz 
Bearbeiterin: Frau Fregin; Tel.: 03834 8760 3215 

Seitens der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald ergeht 
zum o. g. Vorhaben folgende Stellungnahme: 

Mit der vorliegenden Planung wurden die Begründung und der Umweltbericht zur 18. 
Änderung des Flächennutzungsplanes eingereicht. Grundsätzlich sieht die untere 
Naturschutzbehörde keine Einwände gegen die Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Pasewalk. 

Die fachliche und abschließende Auseinandersetzung zu den Belangen des Naturschutzes 
des Bebauungsplans B55120 - Zur Försterei" erfolgt gesondert und umfassend im 
parallellaufenden Bebauungsplanverfahren. 

Der Umweltbericht entspricht für die von der unteren Naturschutzbehörde zu beurteilenden 
Schutzgüter i.R. des F-Plans ausreichendem Umfang der zu erbringenden Unterlagen. 
Erforderliche Anpassungen der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung erfolgen im Rahmen 
des B-Plan Verfahrens. 

Die fachliche Auseinandersetzung zu den Belangen des Naturschutzes des 
Bebauungsplanes .Zur Försterei" erfolgt gesondert und umfassend im parallellaufenden 
Bebauungsplanverfahren. 

4. Kataster und Vermessungsamt 
4.1 SG Geodatenzentrum 

Bearbeiterin: Frau Kundy; Tel.: 03834 8760 3491 

Aus Sicht des Fachdienstes Kataster und Vermessung bestehen keine Bedenken. 
Es erfolgte jedoch keine Überprüfung des Datenbestandes auf Übereinstimmung mit den 
Nachweisen des Liegenschaftskatasters. 
Diese Leistungen sind nach der Landesverordnung über Gebühren der Vermessungs- und 
Katasterbehörden sowie anderer Vermessungsstellen (VermGebVO) vom 
2. April 1993 (GVOBI. M-V S. 259), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 
10. Dezember 2001 (GVOBI. M-V S. 526) gebührenpflichtig. Hierzu ist ein gesonderter 
Antrag des Auftraggebers notwendig. 
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5. Amt für Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung 
5.1 SG Abfallwirtschaft/Immissionsschutz 
5.1.1 SB Altlasten/Bodenschutz/Abfallwirtschaft 

Bearbeiter: Herr Wiegand; Tel.: 03834 8760 3271 

Untere Abfallbehörde 
Die untere Abfallbehörde stimmt dem Vorhaben ohne Auflagen zu. · 

Untere Bodenschutzbehörde 
Die untere Bodenschutzbehörde stimmt dem Vorhaben ohne Auflagen zu. 

5.1.2 SB Immissionsschutz 
Bearbeiter: Herr Plünsch; Tel.: 03834 8760 3238 

Seitens der unteren Immissionsschutzbehörde bestehen zum o.g. Vorhaben keine 
Einwände. 

5.2 SG Wasserwirtschaft 
Bearbeiterin: Frau Küster; Tel.: 03834 8760 3265 

Dem geplanten o. g. Vorhaben wird seitens der Unteren Wasserbehörde des Landkreises 
unter Einhaltung nachfolgender Auflagen und Hinweise zugestimmt: 
Im Einzugsberiech des Vorhabens befindet sich das Gewässer II. Ordnung, der verrohrte 
Graben: 968.73310. Diesbezüglich ist eine Stellungnahme des zuständigen Wasser und 
Bodenverbandes anzufordern. 

Auflagen 
1. Nach § 49 (1) WHG sind Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich 

unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des 
Grundwassers auswirken können, der zuständigen Behörde einen Monat vor Beginn der 
Arbeiten anzuzeigen. Wird nach § 49 (2) WHG dabei unbeabsichtigt Grundwasser 
erschlossen, ist dies der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. 

2. Die Trinkwasserversorgung sowie die Abwasserentsorgung unterliegen dem zuständigen 
Trink- und Abwasserzweckverband / den zuständigen Stadtwerken. Die Leitungsführung ist 
mit dem Verband abzustimmen. 

3. Nach § 38 (3) WHG sind im Außenbereich Gewässerrandstreifen von 5,00 m Breite 
einzuhalten (Innenbereich: 10m). Der Gewässerrandstreifen bemisst sich bei Gewässern mit 
ausgeprägter Böschungsoberkante (z.B. Gräben) ab der Böschungsoberkante. Die 
Gewässerrandstreifen sind frei von jeglicher Bebauung und Bepflanzung zu halten. Ferner 
dürfen keine Zäune errichtet werden. 

4. Nach § 32 (3) LWaG M-V ist eine Benutzung des Grundwassers (Grundwasserentnahme) in 
den Fällen des § 46 Abs. 1 und 2 WHG anzuzeigen. 

5. Sollten bei den Erdarbeiten Dränungen oder auch andere hier nicht erwähnte 
Entwässerungsleitungen angetroffen und beschädigt werden, so sind sie in jedem Falle 
wieder funktionsfähig herzustellen, auch wenn sie zum Zeitpunkt der Bauarbeiten 
trockengefallen sind. Der zuständige Wasser- und Bodenverband ist zu informieren. 

Hinweise 
1. Nach § 5 WHG ist eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften zu vermeiden 

und die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten. 
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2. Niederschlagswasser soll nach § 55 WHG ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder 
über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden. 

3. Anfallendes unbelastetes Niederschlagswasser kann über eine ausreichende Sickerstrecke 
von mind. 1,00 m zum Mittleren Höchsten Grundwasserstand (MHGW) auf dem 
Grundstück versickert werden. Nach dem DWA-Regelwerk, Arbeitsblatt DWA-A 138 muss 
der relevante Versickerungsbereich im kf-Bereich von 1*10-3 bis 1*10-6 m/s liegen. 

4. Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist besondere Vorsicht geboten. Im Falle 
einer Havarie mit wassergefährdenden Stoffen ist unverzüglich die zuständige untere 
Wasserbehörde zu benachrichtigen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

~tu~v 
Petra Kügler 

1 

TL Bauplanun 

Verteiler 
Stadt Pasewalk 
z.d.A. 


